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Gemeinde Künzell

vertreten durch

Planungsbüro Sippel

An der Röde 32

36137 Großenlüder

Bauleitplanverfahren der Gemeinde Künzell

Vorhabenbezogener Bebauungsplan der Gemeinde Künzell

"Landmaschinenhalle Bott" im Ortsteil Dirlos

Frühzeitige Beteiligung gem. § 3 (1) und 4 (1) BauGB

VORENTWURF, Stand 13.12.2023

hier: Stellungnahme der HGON (AK Fulda / Rhön)

- im Auftrag der HGON – Landesgeschäftsstelle des Landesverbands

- in Vertretung der AGN (Arbeitsgemeinschaft von nach BNatSchG 

  anerkannter  Naturschutzverbände im Landkreis Fulda)

Stellungnahme jeweils in KURSIV

Teil A Planungsbericht

5. Projektbeschreibung

Ein Anschluss an die Kanalisa?on ist nicht erforderlich.

Das Oberflächenwasser wird in einem anzulegenden Rückhaltebecken gesammelt

und über einen offenen Graben gedrosselt in die Haune geleitet.

Es handelt sich um eine Maschinenhalle. Durch Wartungsarbeiten, be-

schädigte Maschinen und Geräte sowie vermutete Abstellungen von 

Flüssigbehältern können  Bodenau#räge durch Betriebsstoffe etc. erfolgen.

Über den Pfad der Ableitung des anfallenden Oberflächenwassers

in die Haune können Einträge von wassergefährdenden Stoffen somit nicht 

ausgeschlossen werden. Insofern sollte die Notwendigkeit der Anlage eines

Abscheiders für Leich/lüssigkeiten geprü# werden.

Teil B Umweltbericht

3. Umweltzustand 

f) Vegeta?ons- und BiotopausstaEung

Die erste Vor-Ort-Begehung erfolgte am 07.02.2023 und stellt eine erste Einschätz-

ung der Situa?on im Plangebiet dar.

Es ist fachlich nicht vertretbar, vegeta1onskundliche Aufnahmen im Februar
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durchzuführen. Die Spezifizierung der Biotoptypen unter KV-Code 0.600 Grünland

stellen sich damit infrage; die „Ersteinschätzung“ kann nicht Grundlage einer

entsprechenden Zuordnung gemäß KV sein, es sei denn, es handelt es sich doch um

eine Vegeta1onskundliche Aufnahme. Die Unklarheit sollte rich1g gestellt werden.

Der Sachverhalt wirkt sich auch auf die Bilanzierung nach KV aus. 

Die Fachkunde der aufstellenden Person einer Bilanzierung nach KV

ist im Übrigen nachzuweisen.

Wir bi@en, auch aus Gründen der Planungssicherheit, um Beachtung der Hessischen 

Kompensa1onsverordnung (2018), Anlage 4. 

g) Immissionsschutz

Zur Beleuchtung werden keine Angaben gemacht. Vermutlich wird  zumindest der Rangierbereich  

entsprechend ausgesta@et. Es sollte diesbezüglich entsprechende Vorsorge durch geeignete, 

insektenfreundliche Leuchtkörper getroffen werden. Wir verweisen an dieser Stelle auch auf §41a 

BNatSchG i.V. mit §4 HeNatG

I Planungsrechtliche Festsetzungen

H. 1. Anpflanzungen / Pflanzbindungen

Die Unterscheidung von Sträuchern und Gehölzen ist nicht fachgerecht. 

Sträucher sind per Defini1on Gehölze.

Gemäß BNatSchG §40 (4) dürfen in der freien Natur ohne Genehmigung keine gebietsfremden Arten 

ausgebracht werden. Insofern ist auch die Gebietsherkun# von Saatgut, bzw. Pflanzen gemäß den 

Vorgaben, z.B. der Kompensa1onverordnung, im Bebauungsplan vorzugeben.

Die vorgeschlagenen Arten sind mit Ausnahme der Arten

- Europäischer Pfeifenstrauch (Philadelphus coronarius) 

- Blaue Heckenkirsche (Lonicera caerulea) 

geeignet. Die beiden genanten Arten sind nicht heimisch. Lonicera caerulea 

kann bestenfalls im Süden Deutschlands als heimisch angesehen werden.

Allerdings berücksich1gt die Artenauswahl in dieser Zusammenstellung

weder die unterschiedlichen Wuchsbedingungen, noch die Wuchshöhen.

Insofern ist die Artenauswahl unter Beachtung der vorgesehenen Pflanz-

bereichen und deren Größen in dieser undifferenzierten Form fachlich nicht

vertretbar. Siehe auch folgenden Absatz.

Gemäß VE des B-Plans ist in der nordwestlichen Ecke innerhalb der dor1gen Pflanzfläche

(Bäume und Sträucher) die Signatur „Baumpflanzung“. Eine entsprechende Art, die diese

Anforderung erfüllen könnte, ist in der Artliste nicht angegeben. Hier findet sich lediglich
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Malus sylvestris als Baum 3.Ordnung, der die sons1gen Artangaben in der Wuchshöhe kaum 

überschreitet.

Wir bi@en um Abgleich der widersprüchlichen Aussagen.

 

Aufgestellt

Fulda, 16.01.2024

gez. Lederle

(Lederle)
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 Regierungspräsidium Darmstadt . 64278 Darmstadt Kampfmittelräumdienst des Landes Hessen 

  
Elektronische Post 
 
Planungsbüro Dagmar Sippel 
An der Röde 32 
36137  Großenlüder 

Unser Zeichen:  I 18 KMRD- 6b 06/05- 

 K 2051-2024 
Ihr Zeichen:  Frau Dagmar Sippel 

Ihre Nachricht vom:  19.12.2023 

Ihr Ansprechpartner: Suzan Hainz 

Zimmernummer: 0.19 

Telefon/ Fax: 06151 12 65 02 / 12 5133 

E-Mail: suzan.hainz@rpda.hessen.de 

Kampfmittelräumdienst:           kmrd@rpda.hessen.de 

Datum:  17.01.2024 

Künzell, Ortsteil Dirlos - "Landmaschinenhalle Bott" 

Bauleitplanung; vorhabenbezogener Bebauungsplan 

Kampfmittelbelastung und -räumung 

Sehr geehrte Damen und Herren, 

die Auswertung der beim Kampfmittelräumdienst vorliegenden Kriegsluftbilder hat ergeben, 
dass sich das in Ihrem Lageplan näher bezeichnete Gelände in einem Bombenabwurfgebiet 
befindet. 
 
Vom Vorhandensein von Kampfmitteln auf solchen Flächen muss grundsätzlich ausgegangen 
werden. 
 
In den Bereichen, in denen durch Nachkriegsbebauungen bereits bodeneingreifende Bau-
maßnahmen bis zu einer Tiefe von mind. 5 Metern durchgeführt wurden sind keine Kampf-
mittelräummaßnahmen notwendig. 
 
Bei allen anderen Flächen ist eine systematische Überprüfung (Sondieren auf Kampfmittel) 
vor Beginn der geplanten Abbrucharbeiten, Bauarbeiten und Baugrunduntersuchungen auf 
den Grundstücksflächen bis in einer Tiefe von 5 Meter (ab GOK IIWK) erforderlich, auf denen 
bodeneingreifende Maßnahmen stattfinden. Hierbei soll grundsätzlich eine EDV-gestützte 
Datenaufnahme erfolgen. 
 
Sofern die Fläche nicht sondierfähig sein sollte (z.B. wg. Auffüllungen, Versiegelungen oder 
sonstigen magnetischen Anomalien), sind aus Sicherheitsgründen weitere Kampfmittel-
räummaßnahmen vor bodeneingreifenden Bauarbeiten erforderlich.  
 
Es ist dann notwendig, einen evtl. vorgesehenen Baugrubenverbau (Spundwand, Berliner 
Verbau usw.) durch Sondierungsbohrungen in der Verbauachse abzusichern. Sofern eine 
sondierfähige Messebene vorliegt, sollen die Erdaushubarbeiten mit einer Flächensondie-
rung begleitet werden. 

http://www.rp-darmstadt.hessen.de/
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Zu Ihrer eigenen Sicherheit sollten Sie sich bescheinigen lassen, dass die Kampfmittelräu-
mungsarbeiten nach dem neuesten Stand der Technik durchgeführt wurden. Der Bescheini-
gung ist ein Lageplan beizufügen, auf dem die untersuchten Flächen dokumentiert sind. Wei-
terhin ist das verwendete Detektionsverfahren anzugeben.  
 
Wir bitten nach Abschluss der Kampfmittelräumarbeiten um Übersendung mittels E-Mail der 
Freigabedokumentation und entsprechenden Lageplänen in digitaler Form, gern im ESRI 
Shape (*.shp) bzw. im Cad Format (*.dxf, *.dwg). 
Wir bitten um Verwendung der geodätischen Bezugsysteme im ETRS 1989 mit UTM Zone 
32N (EPSG: 25832, EPSG 4647), Gauß-Krüger-Zone 3 (EPSG: 31467). 
 
Die Kosten für die Kampfmittelräumung (Aufsuchen, Bergen, Zwischenlagern) sind vom An-
tragsteller/Antragstellerin, Interessenten/Interessentin oder sonstigen Berechtigten (z.B. Ei-
gentümer/Eigentümerin, Investor/Investorin) zu tragen. Die genannten Arbeiten sind daher 
von diesen selbst bei einer Fachfirma in Auftrag zu geben und zu bezahlen.  
 
Bei der Angebotseinholung oder der Beauftragung einer Fachfirma bitte ich immer  
das v. g. Aktenzeichen anzugeben und eine Kopie dieser Stellungnahme beizufügen.    
 
Als Anlage übersende ich Ihnen die Allgemeinen Bestimmungen für die Kampfmittelräu-
mung im Lande Hessen. 
 
Da Kampfmittelräumarbeiten im Voraus schwer zu berechnen sind, halte ich die       
Abrechnung der Leistungen nach tatsächlichem Aufwand für unumgänglich. Dies ist in jedem 
Falle Voraussetzung für eine positive Rechnungsprüfung zum Zwecke der Kostenerstattung 
durch den Bund gem. Nr. 3. der Allgemeinen Bestimmungen für die Kampfmittelräumung. 
 
Eine Kopie des Auftrages bitte ich mir zur Kenntnisnahme zuzusenden. 
 
Den Abtransport - ggf. auch die Entschärfung - und die Vernichtung der gefundenen 
Kampfmittel wird das Land Hessen -Kampfmittelräumdienst- weiterhin auf eigene Kosten 
übernehmen. 
 
Mit freundlichen Grüßen 

Im Auftrag  

gez. Suzan Hainz 
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Wir sind telefonisch mo. - do. von 08:00 - 16:30 Uhr und fr. von 08:00 - 15:00 Uhr ständig erreichbar. Besuche bitte 

möglichst mo. - do. in der Zeit von 09:00 - 12:00 Uhr und von 13:30 - 15:30 Uhr, fr. von 09:00 - 12:00 Uhr, 

oder nach tel. Vereinbarung. 

Postanschrift: Hubertusweg 19    36251 Bad Hersfeld     Vermittlung 06621 406-6. 
Das Dienstgebäude Hubertusweg 19 ist vom Bahnhof zu Fuß in ca. 10 Minuten zu erreichen. 

 

  

 
  

 Gemeindevorstand der 
Gemeinde Künzell 
Unterer Ortesweg 23 
 
36093 Künzell 
 

Geschäftszeichen RPKS -31.4-61 d 01/21-2018/10 
 Dokument-Nr. 2024/40132 
Bearbeiter/in Frau Langer 
Durchwahl (0561) 106-2836 
Fax 0611 327641530 
E-Mail martina.langer@rpks.hessen.de 
Internet www.rp-kassel.hessen.de 
Ihr Zeichen  
Ihre Nachricht  
 Besuchsanschrift Hubertusweg 19, Bad Hersfeld 
 
 
Datum  09.01.2024 

   

 

 

Bauleitplanung der Gemeinde Künzell; 
hier: Stellungnahme zum vorhabenbezogenen Bebauungsplan 

„Landmaschinenhalle Bott“ im Ortsteil Dirlos  
 

Schreiben/E-Mail des Büros pds vom 19.12.2023 

 

 

Sehr geehrte Damen und Herren, 

 
Zu den o. g. Planungsabsichten nehme ich aus wasserwirtschaftlicher Sicht Stellung: 
 
Kommunales Abwasser, Gewässergüte 
(Bearbeiterin Frau Knispel Durchwahl 2837) 
Aus Sicht der von mir zu vertretenden Belange hinsichtlich des kommunalen Abwassers 
und der Gewässergüte bestehen keine grundsätzlichen Bedenken gegen das o.g. 
Vorhaben. 
 
Gemäß den vorgelegten Unterlagen ist ein Anschluss des Plangebiets an die öffentliche 
Kanalisation nicht erforderlich. Anfallendes Niederschlagswasser soll gedrosselt in die 
Haune eingeleitet werden. Für die Beurteilung, ob hierfür eine Erlaubnis gemäß §§ 8 und 
10 WHG erforderlich ist, ist die Untere Wasserbehörde beim Kreisausschuss des 
Landkreises Fulda zuständig, da es sich nicht um eine Einleitung über eine kommunale 
Anlage handelt. 

___ 
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Oberirdische Gewässer, Hochwasserschutz 
(Bearbeiterin Frau Kunigk Durchwahl 2843) 
Nach Maßgabe der vorgelegten Unterlagen bestehen aus Sicht der von mir zu 
vertretenden Belange hinsichtlich oberirdischer Gewässer und zum Hochwasserschutz 
keine Bedenken gegen die Bauleitplanung „Landmaschinenhalle Bott“ der Gemeinde 
Künzell, OT Dirlos. 
 
 
Mit freundlichen Grüßen 
Im Auftrag 

gez. (Langer) 

Dieses Dokument habe ich in der Hessischen eDokumentenverwaltung (HeDok) elektronisch 
schlussgezeichnet. Es ist deshalb auch ohne meine handschriftliche Unterschrift gültig.

___ 
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Geschäftszeichen RPKS - 32.2-100 i 0701/2-2024/1 
Dokument-Nr. 2024/69323 
Bearbeiterin Jessica Liliana Cedeno-Gregor 
Durchwahl 0561 106-2872 
Fax  
E-Mail JessicaLiliana.Cedeno-Gre-

gor@rpks.hessen.de 
Internet www.rp-kassel.hessen.de 
Ihr Zeichen  
Ihre Nachricht       

Datum 15.01.2024 

Meine Stellungnahme im Beteiligungsverfahren 
 Vorhabenbezogener Bebauungsplan der Gemeinde Künzell „Landmaschinen-
halle Bott“ im Ortsteil Dirlos; Frühzeitige Beteiligung gem. § 3 (1) und 4 (1) BauGB 
 
hier: Beteiligung der Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange gem. § 4 

Abs. 1 BauGB 

 

Sehr geehrte Damen und Herren, 

 

unter Kapitel 6, Punkte werden die erforderliche Aufschüttung erwähnt. Aus abfallwirt-

schaftlicher Sicht bitte ich, den Kapitel 6 um folgende Angaben zu ergänzen: 

 

- Die tatsächliche Geländeoberfläche nach der vorgesehenen Aufschüttung,   

- Herkunft des Auffüllungsmaterials. 

 

Begründung:  

 

Eine Verwertung von Abfällen liegt vor, wenn gemäß § 3 Abs. 23 KrWG die Abfälle einem 

sinnvollen Zweck zugeführt werden und dadurch andere Materialien ersetzen. Die Mittei-

lung über die Herkunft und Zusammensetzung des Abfallmaterials ist erforderlich um im 

Nachgang die ordnungsgemäße und schadlose Verwertung der Abfälle prüfen zu können 

(§ 47 KrWG). 

  
Für Rückfragen stehe ich Ihnen gerne zur Verfügung. 

 

http://www.rp-kassel.hessen.de/
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Im Auftrag 

gez. Cedeno-Gregor 

Dieses Dokument habe ich in der Hessischen eDokumentenverwaltung (HeDok) elektronisch schlussge-

zeichnet. Es ist deshalb auch ohne meine handschriftliche Unterschrift gültig. 
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Wir sind telefonisch mo. - do. von 08:00 - 16:30 Uhr und fr. von 08:00 - 15:00 Uhr ständig erreichbar. Besuche bitte 

möglichst mo. - do. in der Zeit von 09:00 - 12:00 Uhr und von 13:30 - 15:30 Uhr, fr. von 09:00 - 12:00 Uhr, 

oder nach tel. Vereinbarung. 

Postanschrift: Hubertusweg 19    36251 Bad Hersfeld     Vermittlung 0561 106-0. 
Das Dienstgebäude Hubertusweg 19 ist vom Bahnhof zu Fuß in ca. 10 Minuten zu erreichen. 

 

  

 
Regierungspräsidium Kassel  Postfach 1861 36228 Bad 
Hersfeld 

 

 

  
Per E-Mail 
Gemeindevorstand der 
Gemeinde Künzell 
Unterer Ortesweg 23 

36093 Künzell 

Geschäftszeichen RPKS - 33.2-61 d 02 05/15-2019/10 
 Dokument-Nr.  
Bearbeiter/in Herr Bilz 
Durchwahl 0561 106-2881 
Fax 0611 327 640 942 
E-Mail Wolfgang.Bilz@rpks.hessen.de 
Internet www.rp-kassel.hessen.de 
Ihr Zeichen  
Ihre Nachricht 19.12.2023 
  
 Besuchsanschrift Hubertusweg 19, Bad Hersfeld 
 
 
Datum  22.01.2024 
 

   

   

Stellungnahme zur Bauleitplanung im Rahmen der Beteiligung der TÖB nach BauGB; 
hier: Frühzeitige Beteiligung nach § 4 (1) BauGB 
 
Planung: Vorhabenbezogener Bebauungsplan „Landmaschinenhalle Bott“, 

Gemarkung Dirlos, Flur-Nr. 4 

Gemeinde: Künzell 

Kreis: Fulda 
 
 

Sehr geehrte Damen und Herren, 

nach Prüfung der vorgelegten Unterlagen bestehen aus Sicht des von mir zu vertretenden 

gewerblichen Immissionsschutzes gegen die o. g. Planungen keine grundsätzlichen 

Bedenken. Ich bitte dennoch meinen nachfolgenden Hinweis zu beachten. 

Hinweis: 

Unter der Nr. G des Bebauungsplanes sind Nutzungsbeschränkungen zum 

Immissionsschutz nach dem Bundes-Immissionsschutzgesetz – BImSchG i.V.m. der 

Technischen Anleitung zum Schutz gegen Lärm – TA Lärm festgelegt. Diese zeitlichen 

Nutzungsbeschränkungen beziehen sich allgemein auf das Befahren der Halle und sollten 

anhand der genaueren Betriebsbeschreibung im Umweltbericht nach Ziffer g) zu keinen 

unzulässigen Lärmimmissionen an den nächstgelegenen Immissionsorten (Wohnungen) 

führen. 

Hinsichtlich der planmäßigen Nutzung der Maschinenhalle empfehle ich ergänzend 

___ 
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folgende Regelungen zum Immissionsschutz in den Bebauungsplan mit aufzunehmen: 

- Reparatur-, Wartungs- und Reinigungsarbeiten, die zu unzulässigen 

Überschreitungen der Immissionsrichtwerte nach Nr. 6.1 der TA Lärm führen 

können, sind nicht zulässig. 

- Es dürfen innerhalb und außerhalb der Maschinenhalle keine Förder- oder sonstige 

Anlagen im Dauerbetrieb (z.B. Gebläse etc.) betrieben werden. 

Begründung: 

Mit den vorliegenden Planungen soll Baurecht für eine Maschinenhalle des 

Vorhabenträgers geschaffen werden. Anhand der vorliegenden Betriebsbeschreibung ist 

bei bestimmungsgemäßer Nutzung mit keinen unzulässigen Lärmimmissionen in der 

angrenzenden Wohnnachbarschaft zu rechnen. 

Aus immissionsschutzrechtlicher Sicht wäre es generell wünschenswert gewesen, wenn 

die Tore der Maschinenhalle und die Zufahrstfläche nach Osten hin ausgerichtet wären, 

wodurch die Halle als baulicher Lärmschutz zur Wohnbebauung hingewirkt hätte. 

Grundsätzlich hat der Vorhabenträger im Rahmen des Immissionsschutzes die zulässigen 

Immissionsrichtwerte nach Nr. 6.1 der TA Lärm an den betreffenden Immissionsorten 

einzuhalten. 

Mit freundlichen Grüßen 
Im Auftrag 

gez. Bilz 

 
Dieses Dokument habe ich in der Hessischen eDokumentenverwaltung (HeDok) elektronisch 
schlussgezeichnet. Es ist deshalb auch ohne meine handschriftliche Unterschrift gültig. 
 

 

___ 


